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N r . Behörden Datum Thema Anregung Abwägung/ Beschluss des GR 

1 Stadt Weikersheim 14.07.2023  Die Stadt Weikersheim hat keine Einwendungen. --- 

2 Fernstraßen-Bundes-
amt, Leipzig 

14.07.2023  Das Fernstraßen-Bundesamt ist die zuständige Genehmi-
gungs- und Zustimmungsbehörde (Zustimmung im Rahmen 
von Bau- und Genehmigungsverfahren) für anbaurechtlich re-
levante Nutzungen, in einem Abstand von 100 m entlang der 
Bundesautobahnen und in einem Abstand von 40 m entlang der 
Bundesstraßen, außerhalb der Ortsdurchfahrten der Stadtstaa-
ten Berlin, Hamburg und Bremen i. S. d. § 9 Bundesfernstra-
ßengesetz (FStrG). Für die vorbezeichneten Straßen nimmt die 
Autobahn GmbH des Bundes die Aufgaben des Trägers der 
Straßenbaulast wahr und ist in Bau und Genehmigungsverfah-
ren neben dem Fernstraßen-Bundesamt unabhängig von der 
Entfernung zum Straßenrand, bei einer möglichen Betroffenheit 
als Träger öffentlicher Belange zu beteiligen.  
Bei der Durchführung von Bebauungsplan- und Flächennut-
zungsplanverfahrens, wie vorliegend bei dem Bebauungsplan 
Sondergebiet `Solarpark Harthausen Bittenlehen´, entfällt eine 
direkte Beteiligung des FernstraßenBundesamtes. Gemäß § 1 
Abs. 2 S. 1 Nr. 12 InfrGG-BV erfolgt die Abgabe von Stellung-
nahmen zu Bebauungsplänen (§ 9 Absatz 7 des Bundesfern-
straßengesetzes) durch die Autobahn GmbH des Bundes. In 
diesen Verfahren ist daher zwingend die Autobahn GmbH des 
Bundes zu beteiligen. Diese nimmt die Belange des Trägers der 
Straßenbaulast als Träger öffentlicher Belange wahr. Die Auto-
bahn GmbH des Bundes gibt eine Gesamtstellungnahme mit 
interner Beteiligung des Fernstraßen-Bundesamtes unter Be-
rücksichtigung der anbaurechtlichen Interessen ab.  
Entsprechend verweisen wir Sie hiermit ausdrücklich zustän-
digkeitshalber an die Autobahn GmbH des Bundes. Bitte richten 
Sie Ihren Antrag mit den erforderlichen Dokumententen zwin-
gend an die Autobahn GmbH des Bundes Niederlassung Süd-
west. 

--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Autobahn GmbH des Bundes Nie-
derlassung Südwest wurde beteiligt. 

3 Handwerkskammer 
Heilbronn-Franken 

17.07.2023  Gegen den im Betreff genannten Bebauungsplan werden von 
Seiten der Handwerkskammer keine Bedenken erhoben. 

--- 
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4 TransnetBW GmbH, 
Stuttgart 

17.07.2023  Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Solar-
park Harthausen Bittenlehen" in Igersheim, Harthausen betreibt 
und plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfrei-
leitung. Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen 
vorzubringen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht 
erforderlich. 

--- 

5 Stadtwerk Tauberfran-
ken, Bad Mergentheim 

17.07.2023  Von Ihrem Bauvorhaben sind keine Versorgungsanlagen des 
Stadtwerks Tauberfranken betroffen. Versorgungsleitungen 
von uns liegen auf der anderen Straßenseite bei der Fa. Witten-
stein und auch im Ortsbereich Harthausen. 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

6 Autobahnverwaltung 
GmbH des Bundes, 
Niederlassung Süd-
west, Stuttgart 

18.07.2023  Das geplante Vorhaben „Solarpark Harthausen Bittenlehen“, 
Gemeinde Igersheim, liegt an der Bundesstraße 19 und somit 
nicht im Eigentum der Autobahn GmbH des Bundes. In Ihrem 
Fall wäre hier das zuständige Landratsamt zu kontaktieren.  
Die Landratsämter sind die zuständige untere Verwaltungsbe-
hörde für Bundes- und Landesstraßen, wie die B 19.  Die Zu-
stimmung des Bundes als Straßenbaulastträgers, endvertreten 
durch die Autobahn GmbH des Bundes, ist nur nötig sofern 
durch Bauvorhaben die Bundesautobahnen (BAB) innerhalb 
der Anbauverbots- bzw. Anbaubeschränkungszone betroffen 
sind und / oder eine Inanspruchnahme einer (Verkehrs) -Fläche 
einer Autobahn vorgesehen ist. 

 
 
Das Landratsamt Main-Tauber wurde 
beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

7 Stadt  
Lauda-Königshofen 

19.07.2023  Durch das Bebauungsplanverfahren der Gemeinde Igersheim 
auf der Gemarkung Hardthausen werden die Belange der Stadt 
Lauda-Königshofen nicht berührt. Anregungen und Bedenken 
werden daher nicht vorgebracht. 

--- 

8 Gemeinde Assamstadt 19.07.2023  Der Gemeinderat der Gemeinde Assamstadt hat in seiner Sit-
zung am 17.07.2023 beschlossen, dass keine Einwände oder 
Anregungen gegen das von Ihnen geplante Vorhaben vorge-
bracht werden. 

--- 

9 Netze BW, Stuttgart 19.07.2023  Im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplans unterhalten bzw. 
planen wir keine elektrischen Anlagen und keine Gasversor-
gung anlagen. Wir haben daher zum Bebauungsplan keine An-
regungen oder Bedenken vorzubringen. Abschließend bitten 
wir, uns nicht weiter am Verfahren zu beteiligen. 

--- 
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10 Zweckverband Hohen-
loher Wasserversor-
gungsgruppe,  
Gerabronn 

21.07.2023  Der Bebauungsplan berührt die Belange unseres Zweckver-
bands nicht. Dieser liegt außerhalb des Verbandsgebiets. 

--- 

11 Gemeinde Bütthard 25.07.2023  Es werden keine Einwände oder Bedenken vorgebracht. --- 

12 Polizeipräsidium Heil-
bronn 

25.07.2023  Der Solarpark Harthausen Bittenlehen soll in unmittelbarer 
Nähe der B 19 errichtet werden. Vom Solarpark darf keine 
Blendwirkung auf die Verkehrsteilnehmer der B 19 ausgehen. 
Hierbei ist zu beachten, dass auch der Schwerlastverkehr mit 
entsprechend höherer Sitzposition nicht beeinträchtigt wird.  
Inwieweit der geplante Sichtschutzzaun vom Anbauverbot be-
troffen ist kann nicht beurteilt werden. 

Laut dem mittlerweile vorliegendem 
Blendschutzgutachten bewirkt das 
Vorhaben keine verkehrsrelevanten 
Blendimmissionen zur B 19. Hierbei 
wurden auch erhöhte Sitzpositionen 
zwischen 2,5 und 3 m berücksichtigt.  

13.1 Landratsamt  
Main-Tauber-Kreis 

03.08.2023 Landwirtschaft Das Plangebiet liegt nordöstlich des Igersheimer Ortsteils 
Hardthausen an der B 19. Es umfasst mit ca. 5,4 ha etwa die 
Hälfte des Flurstücks 543. Das Flurstück wird als Grünland, 
Mähweide landwirtschaftlich genutzt und ist gemäß der digita-
len Flurbilanz 2023 und Flächenbilanz der Vorrangflur zugeord-
net. 
Es handelt sich demnach um eine wichtige Fläche für die Land-
wirtschaft. Insbesondere aufgrund der ökonomischen Standort-
gunst sind solche Flächen nach der Verwaltungsvorschrift des 
Ministeriums Ländlicher Raum zur „Standorteignungskartierung 
und Bodenbilanz der landwirtschaftlichen Flächen" (VwV 
Standortkartierung und Bodenbilanz) vom 31.03.2022, der 
Landwirtschaft vorzubehalten. 
Das Landwirtschaftsamt verkennt nicht die Notwendigkeit des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien, jedoch sollte sich aus hie-
siger Sicht die Standortwahl auf weniger landbauwürdige Flä-
chen beschränken und erhebt daher Bedenken gegen das ge-
plante Vorhaben. Sollte das Vorhaben dennoch umgesetzt wer-
den, möchte das Landwirtschaftsamt auf folgenden Punkt hin-
weisen: In der Begründung zum Bebauungsplan Sondergebiet 
„Solarpark Hardthausen Bittenlehen" ist auf S. 8 unter 6.6 eine 
Rückbauverpflichtung aufgenommen. Aus Sicht des Landwirt-
schaftsamtes empfiehlt es sich einen konkreten Zeitraum mit-
aufzunehmen z.B.: spätestens 2 Jahre nach Nutzungsaufgabe. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach § 2 EEG kommt den Vorhaben 
erneuerbarer Energien ein vorrangi-
ger Belang in der Schutzgüterabwä-
gung zu. Die genannten Bedenken 
stehen dementsprechend dahinter zu-
rück. 
 
Ein Rückbau innerhalb von zwei Jah-
ren nach Nutzungsaufgabe wurde in 
die Festsetzungen und die Begrün-
dung übernommen. 
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13.2 Landratsamt  
Main-Tauber-Kreis 

03.08.2023 Verkehr Vom geplanten Solarpark darf keine Blendwirkung auf die Ver-
kehrsteilnehmer der in unmittelbarer Nähe verlaufenden B 19 
ausgehen. Hierbei ist auch der Schwerlastverkehr mit entspre-
chend höher liegender Sitzposition zu berücksichtigen. 
 
Sofern die straßenrechtliche Erschließung des Solarparks über 
beschränkt-öffentliche Wege (land- und forstwirtschaftliche 
Wege) erfolgt, wäre die Erschließungsstraße für den allgemei-
nen Verkehr umzuwidmen. Andernfalls wäre die Zufahrt zum 
Solarpark, für den Verkehr über den land- und forstwirtschaftli-
chen Verkehr hinaus, nur mit Ausnahmegenehmigung zulässig. 

Laut dem mittlerweile vorliegendem 
Blendschutzgutachten bewirkt das 
Vorhaben keine verkehrsrelevanten 
Blendimmissionen zur B 19, auch 
nicht bei erhöhter Sitzposition.  
Eine Umwidmung der Zufahrtswege 
ist aufgrund der zeitlichen Beschrän-
kung der Nutzung der Wege überdi-
mensioniert. Für die Bauphase wer-
den Ausnahmegenehmigungen ein-
geholt, die Pflege erfolgt mit landwirt-
schaftlichen Maschinen.  

13.3 Landratsamt  
Main-Tauber-Kreis 

03.08.2023 Bodenschutz Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans bestehen seitens 
des Bodenschutzes keine grundsätzlichen Bedenken. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 2 Abs. 3 des Landes-
Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) für Vorha-
ben von mehr als 0,5 Hektar Größe, die auf einer nicht versie-
gelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche (na-
türliche Böden) einwirken, die Aufstellung eines Bodenschutz-
konzeptes durch den Vorhabensträger gefordert wird. 
Ziel ist es, für die Planung und Ausführung des Vorhabens ei-
nen sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgang 
mit Boden wie auch den Erhalt oder die Wiederherstellung der 
natürlichen Bodenfunktion und der damit verbundenen Boden-
qualität zu gewährleisten. Das Bodenschutzkonzept ist den An-
tragsunterlagen zum Bauantrag beizulegen. 
Sofern das Vorhaben erlaubnisfrei sein sollte, ist das Boden-
schutzkonzept sechs Wochen vor Maßnahmenbeginn dem Um-
weltschutzamt, Fachbereich Boden- und Altlastenschutz vorzu-
legen. 
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass flächige Geländeverän-
derungen, Abgrabungen und Aufschüttungen zur Geländemo-
dellierung (Nivellierung) des Plangebietes aus bodenschutz-
fachlicher Sicht nicht zulässig sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Bodenschutzkonzept wird erstellt 
und zum Bauantrag vorgelegt. 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Veränderungen des Reliefs werden 
nicht vorgenommen. 

13.4 Landratsamt  
Main-Tauber-Kreis 

03.08.2023 Altlasten Im Plangebiet sind dem Landratsamt bisher keine altlastver-
dächtigen Flächen/Altlasten bzw. Verdachtsflächen/schädliche 
Bodenveränderungen bekannt. 

--- 
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13.5 Landratsamt  
Main-Tauber-Kreis 

03.08.2023 Natur- und 
Landschafts-
schutz 

In der naturschutzrechtlichen Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 
ergibt sich ein Defizit von 382.565 Ökopunkten. Die zum Aus-
gleich erforderlichen Maßnahmen sind noch zeitnah zu konkre-
tisieren (Fläche, Maßnahme, Bilanzierung) und mit der unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen. Die genannte Ausgleichs-
fläche von 18.217 m² auf dem Flurstück 543 dürfte zum Aus-
gleich des naturschutzrechtlichen Defizits nicht ausreichen. 
 
Die Maßnahmenfläche zum artenschutzrechtlichen Ausgleich 
für die Feldlerche (CEFI) ist vor der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan zu benennen und in den Planunterlagen karto-
grafisch darzustellen. Wir empfehlen, die Maßnahmenfläche 
mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Die Maß-
nahme ist rechtlich zu sichern. 
Die Abstandsangabe der Zaununterkante zum Boden sollte mit 
„mindestens" 15 cm angegeben werden. In der Begründung, 
Kap. 9, ist von „durchschnittlich" 15 cm die Rede. 
Die im Umweltbericht dargestellten Maßnahmen zur Vermei-
dung, zur Minimierung und zum Ausgleich sowie die in der spe-
ziellen artenschutzrechtlichen Prüfung erläuterten Maßnahmen 
zur Vermeidung und Minimierung und zur Sicherung der konti-
nuierlichen Funktionalität sind zu beachten und vollständig um-
zusetzen. 
Weitere Anregungen und Hinweise: 
In der Hecke zur Bundesstraße hin sollten keine Roten Hartrie-
gel (Cornus sanguinea) gepflanzt werden, da diese besonders 
attraktiv als Futterpflanze für Rehwild sind (Unfallprävention). 
 
Es wird angeregt, falls verkehrsrechtlich möglich, statt eines 
Zauns eine Ligusterhecke als Blendschutz anzulegen. 
 
 
Des Weiteren wird angeregt, die geplante Magerwiese am 
Waldrand (pfg1) als Lebensraum im Übergang vom Wald zum 
Offenland deutlich zu verbreitern. 

Nach einer Neubilanzierung ergibt 
sich ein Defizit von 104.132 Ökopunk-
ten. Dieses wird anstatt der im Vorent-
wurf genannten Magerwiese auf dem 
Flst. 543 mit einer Nasswiese (25 WP) 
mit Saum (19 WP) auf dem Flst. 
1521/1 ausgeglichen.  
 
Die CEF-Maßnahme wird rechtzeitig 
vor der Beschlussfassung benannt 
und dargestellt. Die rechtliche Siche-
rung erfolgt durch einen Pflege- und 
Bewirtschaftungsvertrag. 
 
Die Abstandsangabe wurde – auch in 
den Festsetzungen – in „20 cm“ geän-
dert. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Rote Hartriegel wurde aus Anlage 
2 (Gebietsheimische Gehölze) der 
planungsrechtlichen Festsetzungen 
entfernt.  
Bei Auftreten von – gutachterlich aller-
dings ausgeschlossenen – Blendwir-
kungen auf die B19 wird ein Blend-
schutzzaun präferiert. 
Eine Verbreiterung der geplanten Ma-
gerwiese (pfg1) am Waldrand bewirkt 
eine Verringerung der Nutzfläche und 
wird daher nicht als sinnvoll erachtet. 
Innerhalb der 20 m-Bauverbotszone 
der B19 wird dagegen ein Magerwie-
senstreifen etabliert. 
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13.6 Landratsamt  
Main-Tauber-Kreis 

03.08.2023 Forst Von der Aufstellung des Bebauungsplans werden Waldflächen 
gem. S 2 des Landeswaldgesetz Baden-Württembergs 
(LWaldG) am Rande des Planungsgebietes tangiert, jedoch 
nicht überplant. Somit besteht auf Grundlage des aktuellen Pla-
nungsstandes keine forstrechtliche Genehmigungspflicht nach 
LWaldG. Eine indirekte Betroffenheit ergibt sich aber aus den 
im Osten sowie im Süden an das Plangebiet angrenzenden 
Waldflächen. Bei den östlich an Flst.Nr. 543, Gem. Harthausen 
angrenzenden Flurstücken 1474/3 — 1474/6 (Gemarkung Har-
hausen) handelt es sich um Wald gem. S 2 LWaldG. Dieser be-
findet sich in Privatbesitz. Der überwiegend aus Eiche, Hainbu-
che und Vogelkirsche bestehende Laubmischwald stockt auf 
mäßig frischem Lettenkeuper-Mischlehm und weist derzeit 
Oberhöhen von deutlich über 25m auf. Südlich an das Plange-
biet grenzt — getrennt durch die BI 9 — ebenfalls Laubmisch-
wald gem. S 2 LWaldG auf mäßig frischem Lettenkeuper-
Mischlehm. Teilweise neigt der Standort zu Wechselfeuchte. 
Auch hierbei handelt es sich um Privatwald (Flurstücke 569 — 
573). Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass die auf den ge-
nannten Waldflächen stockenden Bäume künftig potenzielle 
Endhöhen von über 30 m erreichen können. Zum aktuellen 
Stand ist zwischen den beschriebenen Waldflächen und der 
Baugrenze ein Abstand von 30m vorgesehen. Gemäß Landes-
bauordnung für Baden-Württemberg fallen PV- bzw. Solar-An-
lagen nicht unter die gesetzliche Waldabstandsvorschrift des S 
4 Abs. 3 LBO, dennoch können sie in unmittelbarer Nähe zum 
Wald Konflikte verursachen. Dabei handelt es sich insbeson-
dere um nachfolgend aufgelistete Aspekte: 

 Durch den Klimawandel wird mit einer weiteren Zunahme der 
Intensität von Extremwetterereignissen (u. a. Dürren und 
Stürmen) gerechnet. Diese können einen erheblichen Ein-
fluss auf Wälder haben. Das Risiko von Sturmwurf/-bruch, 
aber auch vom Herabfallen einzelner, auch starker, Äste wird 
aller Voraussicht nach erheblich zunehmen. Im Umkehr-
schluss erhöht sich zugleich auch die Gefahr einer Beschä-
digung von PV-Anlagen (inkl. Zäunung) im Einflussbereich 
von Waldbeständen. 

 Die Waldabstandsvorschrift in S 4 Abs. 3 LBO hat unter an-
derem das Ziel, Waldbrände zu vermeiden (bauliche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Anlagen mit Feuerstätten). Durch die Produktion elektrischer 
Energie geht von Solaranlagen eine potenzielle Feuer- und 
somit Waldbrandgefahr aus. Die Brandgefahr für Waldbe-
stände wiederum nimmt, bedingt durch die im Klimawandel 
prognostizierten anhaltenden Trockenperioden, voraussicht-
lich weiter zu. 

 Eine Unterschreitung eines ausreichenden Waldabstands ist 
für den angrenzenden Waldeigentümer regelmäßig mit er-
höhten Aufwendungen bei der Waldbewirtschaftung verbun-
den (u. a. aufwendigere und somit kostenintensivere Holz-
ernteverfahren inkl. Sicherungsvorkehrungen). Teilweise 
können diese die gesetzlich erforderliche ordnungsgemäße 
Waldbewirtschaftung (SS 12 ff LWaIdG) einseitig — erheb-
lich beeinträchtigen. Aufgrund des geplanten Vorhabens er-
geben sich für den angrenzenden Waldbesitzenden darüber 
hinaus Verkehrssicherungspflichten, die hinsichtlich zusätz-
licher Verkehrssicherungskontrollen und ggfs. -maßnahmen 
mit einem Mehraufwand bzw. zusätzlichen Kosten verbun-
den sein können. 

 Angrenzende Waldflächen können weitere negative Auswir-
kungen auf die Solaranlage haben. Hierzu zählen insbeson-
dere wirtschaftliche Einbußen aufgrund der aktuellen oder 
zukünftigen Beschattungssituation durch die angrenzenden 
und stetig wachsenden Waldbäume. Diese müssen ggf. hin-
genommen werden. Seitens des Anlagenbetreibers beste-
hen keinerlei Ansprüche auf Rücknahme des Waldtraufs. In 
vorliegendem Fall könnte dies auf die östlich an das Plange-
biet angrenzenden Flurstücke 1474/3 — 1474/6 zutreffen. 
Auch die Waldflächen südlich der B19 (Flurstücke 569 — 
573) können zu einer temporären Beschattung einzelner PV-
Module führen. 

Vor diesem Hintergrund kann in Bezug auf die vorgelegte Pla-
nung eine künftige Gefährdung vom Wald auf die geplante PV-
Anlage oder umgekehrt nicht ausgeschlossen werden. Wir 
empfehlen den derzeit vorgeschlagenen Abstand zwischen 
Wald und geplanter Baugrenze von 30m zu belassen, würden 
darüber hinaus eine Vergrößerung des Abstands für eine wei-
tere Gefahrenminimierung sogar begrüßen. Zudem wird emp-
fohlen, mit den Eigentümern der angrenzenden Waldflurstücke 

 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. Der ange-
gebene Waldabstand wird als ausrei-
chend angesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Etwaige Einbußen durch Beschattung 
werden vom Vorhabenträger hinge-
nommen.  
 
 
 
 
 
Der geplante Abstand zum Wald wird 
vor Hintergrund der Sachlage als aus-
reichend angesehen und bei 30 m be-
lassen.  
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privatrechtliche Vereinbarungen zu treffen, welche die Aspekte 
Haftungsverzicht, Verkehrssicherungspflicht und den Umgang 
mit möglichen Bewirtschaftungshemmnissen regelt. Unter der 
Annahme, dass eventuelle Kompensationsmaßnahmen nicht 
innerhalb Waldes festgelegt werden, werden weitere forstliche 
Belange, die durch die untere Forstbehörde zu vertreten sind, 
nicht berührt. 

Die Empfehlung wird an den Vorha-
benträger weitergegeben.  
 
 
Innerhalb von Waldflächen werden 
keine Kompensationsflächen festge-
legt. 

14 Zweckverband  
Wasserversorgung  
Nordostwürttemberg, 
Crailsheim 

07.08.2023  In Ihrem angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen des 
Zweckverbandes Wasserversorgung Nordostwürttemberg. 
Wir verweisen auf Ver- und Entsorgungsleitungen der jeweili-
gen Gemeinde, Stadtwerke und den bekannten Flächenversor-
gern. 
Im Versorgungsgebiet des Zweckverbandes befinden sich wei-
tere Fernwasserversorger, welche Versorgungsanlagen in dem 
Gebiet Ihrer Maßnahme betreiben könnten: 

 Zweckverband Wasserversorgung Jagstgruppe 
 Zweckverband Hohenloher Wasserversorgungs-

gruppe 
 Zweckverband Bühlertal Wasserversorgung 
 Zweckverband Sulmwasserversorgung 
 Zweckverband Wasserversorgung Schmerachgruppe 
 Nassau Wasserversorgungsgruppe 
 Zweckverband Wasserversorgung Kochereckgruppe 
 Zweckverband Wasserversorgung Allmersbach im Tal 
 Zweckverband Wasserversorgung Jagsttalgruppe 
 Zweckverband Wasserversorgung Söllbachgruppe 
 Zweckverband Hardt Wasserversorgung 
 Zweckverband Wasserversorgung Menzlesmühle 
 Zweckverband Mutlanger Wasserversorgung 
 Zweckverband Wasserversorgung Rombachgruppe 
 Zweckverband Rieswasserversorgung 
 … (keine Haftung auf Vollständigkeit) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

15.1 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

07.08.2023 Raumordnung Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaik-
anlage in der Gemeinde Igersheim, nordöstlich des Ortsteils 
Harthausen an der B 19 geschaffen werden. Der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von 5,4 Hektar. 

 
 
 
 
 



Anregungen zum Bebauungsplan Sondergebiet `Solarpark Harthausen Bittenlehen, Gemeinde Igersheim, Vorentwurf vom 25.05.2023, Stand 14.12.2023  
 

  Seite 9 

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt für das Gebiet Fläche für 
die Landwirtschaft dar. Dieser soll nach den vorgelegten Unter-
lagen im Zuge der nächsten Änderung angepasst werden. Wir 
gehen davon aus, dass die Änderung des FNP zeitnah betrie-
ben wird. Wir weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, 
dass ein Bebauungsplan genehmigungspflichtig ist, sollte er vor 
der entsprechenden FNP-Änderung bekannt gemacht werden. 
Aus raumordnerischer Sicht erheben wir keine Bedenken ge-
genüber der Planung, da insbesondere keine Ziele der Raum-
ordnung dem Vorhaben entgegenstehen. 

 
Die Änderung des gemeinsamen Flä-
chennutzungsplans der VG Bad 
Mergentheim ist beantragt.  
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
--- 

15.2 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

07.08.2023 Stabsstelle 
Energiewende, 
Windenergie 
und Klima-
schutz 

(1) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne 
insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz und die Klima-
anpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Baugesetzbuch soll 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Kli-
maschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an 
den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 
(2) Nach § 22 Nr. 2 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungs-
gesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) liegen die Errichtung 
und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 
Wärme aus erneuerbaren Energien und der dazugehörigen Ne-
benanlagen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen 
der öffentlichen Sicherheit. 
(3) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen 
und nationalen Klimaschutzziele und -maßnahmen wird gemäß 
§ 10 Abs. 1 KlimaG BW die Gesamtsumme der Treibhaus-
gasemissionen in Baden-Württemberg im Vergleich zu den Ge-
samtemissionen des Jahres 1990 zur Erreichung der Netto-
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 schrittweise verrin-
gert. Bis zum Jahr 2030 erfolgt eine Minderung um mindestens 
65 Prozent. Nach § 10 Abs. 2 i.V.m. Anlage 1 KlimaG BW wird 
zur Erreichung des Klimaschutzziels für das Jahr 2030 für den 
Sektor Energiewirtschaft ein Minderungsziel von 75 % im Ver-
gleich zu den Treibhausgasemissionen des Jahres 1990 fest-
gelegt. 
(4) Bei dem Schutz des Klimas soll nach § 3 Abs. 1 KlimaG BW 
folgende Rangfolge in absteigender Reihe eingehalten werden: 
1. Vermeiden von Treibhausgasemissionen, 
2. Verringern von Treibhausgasemissionen und  

--- 
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3. Versenken nicht oder mit verhältnismäßigem Aufwand nicht 
zu vermeidender oder zu verringernder Treibhausgase. Auch 
geringen Beiträgen zum Klimaschutz kommt Bedeutung zu. 
Maßgeblich müssen die Bereiche Energie, Mobilität, Produktion 
und Konsum, Beschäftigung sowie Bauen zum Klimaschutz 
beitragen. Insbesondere bei energiebedingten Treibhaus-
gasemissionen sollen das Vermeiden und Verringern der Emis-
sionen in erster Linie durch Einsparung sowie effiziente Bereit-
stellung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung von Energie 
sowie durch den Ausbau und die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien erreicht werde. 
(5) Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötig-
ten Strommenge und der mit der heute installierten Leistung 
von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage 
benötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade 
auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen 
Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutz-
ziele auf internationaler und nationaler Ebene sowie auf Lan-
desebene außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissi-
onen so früh wie möglich zu vermindern, da die kumulierte 
Menge der klimawirksamen Emissionen entscheidend für die 
Erderwärmung ist.  
(6) Dem Ausbau der Stromerzeugung durch Photovoltaikanla-
gen kommt neben dem Ausbau der Windkraft eine bedeutsame 
Rolle zur Erreichung der Klimaschutzziele zu. Der Großteil des 
erforderlichen Zubaus soll dabei durch Photovoltaikanlagen an 
Gebäuden erzeugt werden. Freiflächenanlagen spielen jedoch 
eine wichtige ergänzende Rolle. 
(7) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissi-
onsarm. Unter Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklus 
(Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovoltaiknutzung zu 
einer Treibhausgasminderung in einer Größenordnung von 
rund 685 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde Strom. 
(8) Mit der Planung eines Sondergebiets mit einer Größe von 
ca. 5,4 ha soll die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikan-
lage ermöglicht werden. Dies ist ein wirksamer Beitrag zum 
Ausbau der erneuerbaren Energien und zum Klimaschutz. Aus 
Sicht des Klimaschutzes ist die Planung daher zu befürworten.  
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Um Beteiligung am weiteren Verfahren wird gebeten 
(StEWK@rps.bwl.de) 

15.3 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

07.08.2023 Mobilität, Ver-
kehr, Straßen 

Das Plangebiet befindet sich entlang der freien Strecke der 
Bundesstraße B 19 bei Igersheim-Harthausen. Anbaurechtliche 
Belange entlang der B 19 sind unter 6.5 der Begründung dar-
gestellt. Unter der Voraussetzung, dass diese eingehalten wer-
den, bestehen keine Einwendungen seitens des Baureferates. 
Hinweis: Das Bundesfernstraßenamt ist nicht für die Ausnah-
megenehmigung bzw. Zustimmung gemäß § 9 Abs. 8 FStrG an 
Bundesstraße zuständig: 
Gemäß der Verordnung der Landesregierung und des Ver-
kehrsministeriums über Zuständigkeiten nach dem Bundesfern-
straßengesetz und dem Eisenbahnkreuzungsgesetz werden 
Zuständigkeiten der obersten Landesstraßenbaubehörde nach 
[…] § 9 Abs. 2, 5 und 8 FStrG […] b) für die Bundesstraßen den 
unteren Verwaltungsbehörden, die im Benehmen mit dem Re-
gierungspräsidium entscheiden übertragen. 

--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

15.4 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

07.08.2023 Boden/Wasser 
 

Bodenschutz:  
Gegen die Errichtung einer FFPV-Anlage im Gewann Bitten-
lehen der Gemeinde Igersheim-Harthausen mit einer Flächen-
inanspruchnahme von insg. 5,4 ha bestehen keine Bedenken, 
soweit das in den Festsetzungen vom 25.05.2023 auf Grund-
lage des § 2 Abs.3 LBodSchAG geforderte Bodenschutzkon-
zept (BSK) erstellt, mit dem Bauantrag vorgelegt wird und des-
sen Vorgaben durch eine bodenkundliche Baubegleitung (BBB) 
überwacht wird. Das BSK hat insbesondere Festlegungen zur 
Befahrbarkeit der Flächen in Abhängigkeit der Bodenfeuchte, 
den zulässigen Maschinen, zu Maßnahmen zur Vermeidung 
von Verdichtungen, zur Ausführung der Kabelgräben und zur 
Feststellung entstandener Verdichtungen nach Erstellung der 
Anlage und deren Behebung zu treffen. 
Grundwasserschutz und Wasserversorgung: 
Die Belange des Grundwasserschutzes und der Wasserversor-
gung liegen in der Zuständigkeit der unteren Verwaltungsbe-
hörde und sind von dieser wahrzunehmen. 
Wasserrahmenrichtlinie: 
Hinweis: Es handelt sich bei dem angrenzenden Oberflächen-
gewässer um den Harthauser Talbach. Dies ist zu korrigieren. 

 
 
 
 
 
 
 
Ein Bodenschutzkonzept wird erstellt 
und mit dem Bauantrag eingereicht. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. Die untere 
Verwaltungsbehörde wurde beteiligt. 
 
Der Oberlauf des Harthäuser Talba-
ches trägt bis zum Siedlungskörper 
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Harthausen den lokalen Namen ‚Wie-
senbach‘ (vgl. Daten- und Karten-
dienst der LUBW). 

15.5 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

07.08.2023 Landesamt für 
Denkmalpflege 

Nach Prüfung der Unterlagen ist bislang lediglich ein Hinweis 
auf zufällige Bodenfunde gem. § 20 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) im Textteil der Festsetzungen enthalten (3.5 Denkmal-
schutz). Auf dieser Grundlage kann für die betroffene Ver-
dachtsfläche keine hinreichende Berücksichtigung der zu er-
wartenden Kulturgüter erreicht werden. Nach Lage der Dinge 
muss vielmehr davon ausgegangen werden, dass die vorgese-
henen Bodeneingriffe zur Zerstörung vorhandener Denk-
malsubstanz führen. Zu einer hinreichenden Berücksichtigung 
denkmalpflegerischer  Belange ist vielmehr folgendes festzu-
setzen bzw. zu übernehmen: 
Der Geltungsbereich der Planung umfasst Teile des archäolo-
gischen Prüffalls „Vorgeschichtlicher Grabhügel “ – HART002. 
Charakteristische Bodenmerkmale in den Luftbildern weisen 
auf einen möglich großen Grabhügel hin. Wir bitten um nach-
richtliche Übernahme in die Planunterlagen. Auf die beigefügte 
Kartierung wird verwiesen. 
Innerhalb der ausgewiesenen Verdachtsfläche ist grundsätzlich 
mit archäologischen Zeugnissen von wissenschaftlicher und/o-
der heimatgeschichtlicher Bedeutung zu rechnen. Gegebenen-
falls liegt der Erhalt im öffentlichen Interesse. Sollte eine weitere 
Erhaltung im Rahmen einer Abwägung konkurrierender Be-
lange nicht erreicht werden, regen wir Folgendes an: 
Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere 
Bauverzögerungen zu vermeiden, sollten frühzeitig im Vorfeld 
der Erschließung archäologische Voruntersuchungen durch 
das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium 
Stuttgart (LAD) durchgeführt werden. Zweck dieser Voruntersu-
chungen ist es festzustellen, ob bzw. in welchem Umfang es 
nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das 
Landesamt für Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, d.h. 
insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kos-
tenbeteiligung des Veranlassers. Nähere Informationen finden 
sie unter  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der nachgelieferten Berichti-
gung zum archäologischen Prüffall 
„vorgeschichtlicher Grabhügel“ – 
HART002 (Siehe 15.5.1) kann die 
nachrichtliche Übernahme nach Ab-
sprache mit der Denkmalbehörde ent-
fallen. 
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(http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeo-
logische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-prospektio-
nen.html). Die archäologische Voruntersuchung des geplanten 
Baugebietes bedarf im Regelfall aufgrund seiner Größe einer 
baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche na-
turschutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer betroffe-
ner Fachbereiche) umfasst. Der Vorhaben-/Erschließungsträ-
ger beantragt alle erforderlichen Genehmigungen bei den zu-
ständigen Behörden und unterrichtet das LAD, sobald diese 
vorliegen. 
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger 
Rettungsgrabungen durch das LAD die Bergung und Dokumen-
tation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch 
nehmen kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden 
muss. Darüber hinaus wird auf die Einhaltung der Bestimmun-
gen der §§ 20 und 27 DSchG verwiesen. Sollten bei der Durch-
führung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) 
oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische 
Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. 
auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu er-
halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regie-
rungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung 
der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende 
Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. Wir bit-
ten um die nachrichtliche Übernahme in die Planunterlagen.  
Bei allen geplanten Bodenmaßnahmen bitten wir um weitere 
Beteiligung am Verfahren. 

Eine archäologische Voruntersu-
chung ist infolge der nachgelieferten 
Berichtigung zum archäologischen 
Prüffall nicht notwendig. 
 
 
 
 
 
 
 
Auf die Bestimmungen des DSchG 
wird in den Hinweisen der planungs-
rechtlichen Festsetzungen verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise wurden in die planungs-
rechtlichen Festsetzungen übernom-
men. 
Ausführende Baufirmen werden vom 
Vorhabenträger über die Vorgaben 
des Denkmalschutzes in Kenntnis ge-
setzt. 
 
Zur Kenntnis genommen. 

15.5.1 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

27.10.2023 Landesamt für 
Denkmal-
pflege, Nach-
trag Hauptkon-
servator 
 

Aufgrund der versprochenen Nachprüfung des genannten ar-
chäologischen Prüffalls „Vorgeschichtlicher Grabhügel “ – 
HART002 anhand der vorhanden Luftbilder und LIDAR-Daten 
gehen wir – abweichend von unserer Stellungnahme - nicht län-
ger davon aus, dass bei der Errichtung der geplanten 

--- 
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Photovoltaikanlage auf Flurstück 543 mögliche archäologische 
Kulturdenkmale beeinträchtigt werden könnten.  
Die unsererseits angeregte archäologische Voruntersuchung 
ist nicht erforderlich. Sofern sich wie dargestellt alle erforderli-
chen Bodeneingriffe auf Parzelle 543 bzw. den Feldweg 542 
beschränken, bestehen unsererseits keine Anregungen oder 
Bedenken zu der Umsetzung der Planungen mehr.  

15.6 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

07.08.2023 Landwirtschaft - Abteilung 3 – Landwirtschaft – verweist auf die Stellungnahme 
der Unteren Landwirtschaftsbehörde. 

--- 

15.7 Regierungspräsidium 
Stuttgart, Abteilung 
Wirtschaft und Infra-
struktur 

07.08.2023 Hinweis 
 

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beach-
tung des Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren vom 
11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitpla-
nung/). Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird ge-
mäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach 
Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in 
digitalisierter Form an das Postfach KoordinationBauleitpla-
nung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und großen 
Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungs-
nachweis digital vorzulegen.  
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden. 

Das Formblatt zur Koordination in 
Bauleitplanverfahren wurde beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

16 Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen 
der Bundeswehr, 
Bonn 

07.08.2023  Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage 
werden Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen 
daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr 
als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

--- 

17.1 Regierungspräsidium 
Freiburg 

09.08.2023 Geotechnik Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vor-
gelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern 
für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgut-
achten, Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vor-
liegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungs-
bereich des gutachtenden Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit 
der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die 
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Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Be-
bauungsplan empfohlen: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vor-
handenen Geodaten im Verbreitungsbereich von Gesteinen der 
Erfurt-Formation (Lettenkeuper). Diese werden am Nordwest-
rand des Plangebiets von quartären Lockergesteinen (Ho-
lozäne Abschwemmmassen) mit im Detail nicht bekannter 
Mächtigkeit überlagert. Mit einem oberflächennahen saisonalen 
Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbe-
feuchtung) des tonigen/tonigschluffigen Verwitterungsbodens 
ist zu rechnen. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehm-
erfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschlie-
ßen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwäs-
ser geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf 
das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall 
die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versicke-
rungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspü-
lung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungsein-
richtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu 
achten.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Pla-
nungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrund-
aufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensiche-
rung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. 
offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die genannten geotechnischen Hin-
weise wurden in die planungsrechtli-
chen Festsetzungen übernommen. 
 

17.2 Regierungspräsidium 
Freiburg 

09.08.2023 Boden Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise o-
der Anregungen vorzutragen. Generell der Hinweis, dass nach 
§ 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBod-
SchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht 
baulich veränderte oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 
Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Ge-
währleistung des sparsamen, schonenden und haushälteri-
schen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der weiteren Vor-
habensplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstel-
lung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend 
empfohlen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Bodenschutzkonzept wird erstellt. 
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17.3 Regierungspräsidium 
Freiburg 

09.08.2023 Mineralische 
Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht 
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

--- 

17.4 Regierungspräsidium 
Freiburg 

09.08.2023 Grundwasser Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des 
LGRB als Träger öffentlicher Belange von Seiten der Landes-
hydrogeologie und -geothermie (Referat 94) keine fachtechni-
sche Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen dar-
aus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches 
Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder hydrogeologischer 
Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Ver-
antwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. Aktuell 
findet im Plangebiet keine hydrogeologische Bearbeitung des 
LGRB statt. 

 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

17.5 Regierungspräsidium 
Freiburg 

09.08.2023 Bergbau Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Berg-
bau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. 
Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 

--- 

17.6 Regierungspräsidium 
Freiburg 

09.08.2023 Geotopschutz Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftli-
chen Naturschutzes nicht tangiert. 

--- 

17.7 Regierungspräsidium 
Freiburg 

09.08.2023 Allgemeine 
Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem 
bestehenden Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des 
LGRB (https://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. Des Wei-
teren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im In-
ternet unter der Adresse https://lgrb-bw.de/geotourismus/ge-
otope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop- Kataster) abge-
rufen werden kann. 

 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

18 Bundesaufsichtsamt 
für Flugsicherung 

09.08.2023  Durch die vorgelegte Planung wird der Aufgabenbereich des  
Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung (BAF) als Träger öf-
fentlicher Belange im Hinblick auf den Schutz ziviler Flugsiche-
rungseinrichtungen gemäß § 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
nicht berührt. Diese Beurteilung beruht auf den nach § 18a Abs. 
1a, Satz 2 LuftVG angemeldeten Anlagenstandorten und –
schutzbereichen der Flugsicherungsanlagen mit heutigem 
Stand (August 2023). Es bestehen gegen den vorgelegten 

--- 
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Planungsstand keine Einwände. Eine weitere Beteiligung des 
BAF an diesem Planungsvorgang ist nicht erforderlich. 

19 Bundesnetzagentur, 
Berlin 

10.08.2023  Auf Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben 
möchte ich im Rahmen dieses Beteiligungsverfahrens auf Fol-
gendes hinweisen: 
Beeinflussungen von Richtfunkstrecken, Radaren und Funk-
messstellen der Bundesnetzagentur durch neue Bauwerke mit 
Bauhöhen unter 20 m sind nicht sehr wahrscheinlich. Die o. g. 
Planung sieht keine Bauhöhen von über 20 m vor. Entspre-
chende Untersuchungen zu Planverfahren mit geringer Bau-
höhe sind daher nicht erforderlich. Da die Belange des Richt-
funks u. a. durch die Planung nicht berührt werden, erfolgt mei-
nerseits keine weitere Bewertung. Photovoltaikanlagen können 
den Empfang nahgelegener Funkmessstellen der Bundesnetz-
agentur beeinträchtigen. Für Bauplanungen von Photovoltaik-
anlagen ab einer Fläche von ca. 200 m², die sich in Nachbar-
schaft zu Funkmessstellen der Bundesnetzagentur befinden, 
wird daher eine frühzeitige Beteiligung der Bundesnetzagentur 
als Träger öffentlicher Belange empfohlen. 
Die Prüfung ergab für Ihr Plangebiet folgendes Ergebnis: 
FUNKMESSSTELLEN DER BNETZA: 
Es sind keine Funkmessstandorte der BNetzA betroffen. 
Hinweise zum Marktstammdatenregister (MaStR): 
Der Gesetzgeber hat 2014 damit begonnen ein neues Register 
einzuführen und die Bundesnetzagentur mit seiner Einrichtung 
und seinem Betrieb beauftragt: Das Marktstammdatenregister 
(MaStR). Die Bundesnetzagentur stellt das MaStR als behörd-
liches Register für den Strom- und Gasmarkt auf der Basis von 
§ 111e und § 111f EnWG sowie der Verordnung über die Re-
gistrierung energiewirtschaftlicher Daten (MaStRV) zur Verfü-
gung. Die Registrierung im http://www.marktstammdatenregis-
ter.de/ ist für alle Solaranlagen verpflichtend, die unmittelbar o-
der mittelbar an ein Strom- bzw. Gasnetz angeschlossen sind 
oder werden sollen. Die Pflicht besteht unabhängig davon, ob 
die Anlagen eine Förderung nach dem EEG erhalten und unab-
hängig vom Inbetriebnahmedatum. Eine Registrierung von Ein-
heiten in der Entwurfs- oder Errichtungsphase, deren Inbetrieb-
nahme geplant ist (Projekte), ist nach der MaStRV verpflich-
tend, wenn diese eine Zulassung nach dem Bundes-
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Immissionsschutzgesetz benötigen. Wenn eine Förderung für 
eine Solaranlage in Anspruch genommen wird, kann diese nur 
dann ohne Abzüge ausbezahlt werden, wenn die gesetzlichen 
Registrierungspflichten und -fristen eingehalten wurden. Wenn 
die Frist überschritten ist, wird die Zahlung vom Netzbetreiber 
zurückgehalten. Außerdem erlischt bei einer Fristüberschrei-
tung der Förderanspruch möglicherweise teilweise oder voll-
ständig und wird auch nicht nachgezahlt. Grundsätzlich han-
deln Sie ordnungswidrig, wenn Sie eine Registrierung im Markt-
stammdatenregister nicht rechtzeitig vornehmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

20 Deutsche Telekom 
Technik GmbH, Heil-
bronn 

10.08.2023  Die Verlegung neuer TK-Linien ist für die Verwirklichung des 
Bebauungsplanes aus heutiger Sicht nicht erforderlich. In dem 
Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Tele-
kom, die aus dem beigefügten Plan ersichtlich sind. Der Be-
stand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen wei-
terhin, auch während und nach der Erschließungsmaßnahme 
gewährleistet bleiben. Die Errichtung neuer Telekommunikati-
onslinien durch Telekom auf der Längstrasse ist zurzeit nicht 
geplant. Bitte informieren Sie die Bauherren, dass sie sich im 
Fall einer Anbindung neuer Gebäude an die vorhandene Tele-
kommunikationsinfrastruktur rechtzeitig mit unserem Bauher-
ren-Service unter folgender Rufnummer 08003301903 in Ver-
bindung setzen möchten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 

21 Regionalverband  
Heilbronn-Franken, 
Heilbronn 

11.08.2023  Da durch die Planung keine regionalplanerischen Zielfestlegun-
gen betroffen sind, tragen wir keine Bedenken vor.  
Wir weisen darauf hin, dass am 21.10.2022 im Rahmen der re-
gionalen Planungsoffensive zum Ausbau erneuerbarer Ener-
gien vom Planungsausschuss des Regionalverbandes Heil-
bronn-Franken der Aufstellungsbeschluss für seine Teilfort-
schreibung Solarenergie gefasst wurde. In diesem Zusammen-
hang begrüßen wir die vorliegende Aufstellung eines Bebau-
ungsplans für eine Freiflächenphotovoltaikanlage ausdrücklich 
als wichtigen Schritt hin zu einer klimaneutralen, wirtschaftlich 
unabhängigen und sicheren Energieversorgung der Region. 
Die Gemeinde Igersheim stellt sich damit der Herausforderung 
einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Energieversorgung und 
trägt ihren Beitrag zum Erreichen der Ausbauziele bei. Im Rah-
men der laufenden Teilfortschreibung wird der 
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Regionalverband geeignete kommunale Planungen, wie die 
vorliegende, prüfen und ggf. in die regionale Flächenkulisse 
aufnehmen, um sie regionalplanerisch zu sichern.  
Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens 
sowie nach Abschluss um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit 
der Planung unter Benennung der Planbezeichnung, des Da-
tums und Übersendung einer Planzeichnung, gerne in digitaler 
Form. Die Übersendung einer rechtskräftigen Ausfertigung ist 
nicht erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 

22 Ericsson Services 
GmbH, Düsseldorf 

15.08.2023  Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die 
Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks keine Einwände  
oder spezielle Planungsvorgaben. Diese Stellungnahme gilt für 
Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes und für Richt-
funkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom. 

--- 

23 
 

Stadt Bad 
Mergentheim 

15.08.2023  Belange der Stadt Bad Mergentheim werden durch die Planung 
nicht berührt. 

--- 

24 Vermögen und Bau 
Baden-Württemberg, 
Heilbronn 

22.08.2023  das Land Baden-Württemberg (Liegenschaftsverwaltung), ver-
treten durch den Landesbetrieb Vermögen und Bau  
Baden-Württemberg Amt Heilbronn, erhebt keine Einwendun-
gen gegen das o. g. Verfahren. Landeseigene Grundstücke, so-
wie Interessen und Planungen sind hier nicht betroffen. 

--- 


